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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


1 . Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Wie haben sich die Anzahl der Anträge auf Re- 
habilitation und die Bewilligungsquote in den 
vergangenen 5 Jahren bei der Deutschen Ren- 
tenversicherung (RV) und der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) entwickelt, und 
welche Tendenz ist daraus ableitbar? 


Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann 
vom 13. November 2006 

Im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung hat sich die Zahl der 
Anträge auf medizinische Leistungen zur Rehabilitation im Zeitraum 
von 2002 bis 2005 um 9 Prozent reduziert. Dieser Trend setzte sich im 
Jahr 2006 nicht fort. Für die Monate Januar bis September 2006 hat 
sich im Vergleich zum Vorjahreszeitraum eine Steigerung von 5,9 Pro- 
zent ergeben. Die Bewilligungsquote im Bereich der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung ist zwischen 2002 und 2006 mit rund 66 Prozent 
stabil. 

Für die gesetzliche Krankenversicherung liegen derartige Statistiken 
nicht vor. 


2. Abgeordneter Wie viel Zeit vergeht bei der RV und der 

Hans-Joachim GKV jeweils zwischen den einzelnen Schritten 

Fuchtel des Verfahrens von Antrag, Bescheid über 

(CDU/CSU) Bewilligung oder Ablehnung, eventuellem Wi- 

derspruch, definitiver Bewilligung oder Ableh- 
nung bis zum Antritt der Maßnahme, beson- 
ders im Bereich der psychischen Störungen? 


Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann 
vom 13. November 2006 

Die Laufzeit eines Antrages auf medizinische Rehabilitation zwischen 
Antragseingang und Bescheid beträgt in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung rund 9 Tage. Weitere statistische Routinedaten über Verfah- 
rensschritte liegen nicht vor. Über die Dauer einzelner Verfahrens- 
schritte im Bereich psychischer Störungen liegt kein Routinedatenma- 
terial vor. 

Für die gesetzliche Krankenversicherung liegen derartige Statistiken 
nicht vor. 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


3. 


Abgeordneter 

Rainder 

Steenblock 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf welche Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung den Beitritt Rumäniens und Bulgariens 
zur Europäischen Union zum 1. Januar 2007 
offiziell zu feiern, und wenn keine Pläne vorlie- 
gen, warum nicht? 


Antwort des Staatsministers für Europa Günter Gloser 
vom 15. November 2006 

Die offiziellen Eeierlichkeiten zum vorgesehenen Beitritt Rumäniens 
und der Republik Bulgarien am 1. Januar 2007 zur Europäischen 
Union finden voraussichtlich in den beiden Hauptstädten der Beitritts- 
länder statt. Der Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Erank-Walter 
Steinmeier, beabsichtigt, als Vorsitzender des Rates und Vertreter der 
Bundesregierung daran teilzunehmen. Die Bundesregierung setzt sich 
dafür ein, dass die Organe der Europäischen Union hochrangig vertre- 
ten sein werden. Hierzu ist sie bereits in Gesprächen mit allen Beteilig- 
ten. 


4. Abgeordneter 

Alexander 

Ulrich 

(DIE EINKE.) 


Wie stellt sich die Bundesregierung zum Aus- 
gang des Referendums der Republik Serbien, 
und welchen Einfluss hat das Ergebnis auf die 
geplante Entsendung deutscher Polizeieinhei- 
ten? 


Antwort des Staatssekretärs Reinhard Silberberg 
vom 13. November 2006 

Die Bundesregierung begrüßt die Einigung auf eine neue serbische 
Verfassung, welche die bisherige, noch aus der Milosevic-Zeit herrüh- 
rende Verfassung nunmehr ablöst. 

Die Bürger Serbiens haben die neue Verfassung per Referendum am 
28. und 29. Oktober 2006 angenommen. Nahezu 96 Prozent der Ab- 
stimmenden haben sich für ihre Annahme ausgesprochen. Allerdings 
lag die Beteiligung nur geringfügig über 50 Prozent, so dass die erfor- 
derliche Mehrheit - über die Hälfte der Abstimmungsberechtigten - 
nur knapp erreicht wurde. Eokale Beobachter und die International 
Crisis Group (ICG) berichteten von einigen Unregelmäßigkeiten, sub- 
stantiierte Zweifel an der generellen Rechtmäßigkeit des Ablaufs der 
Abstimmung lassen sich daraus aber nicht herleiten. Der Hohe Reprä- 
sentant der EU, Javier Solana, hat Serbien zur ordnungsgemäßen Ab- 
haltung des Referendums beglückwünscht. 

Abhaltung und Ausgang des Referendums haben keine Auswirkungen 
auf den Beginn der geplanten ESVP-Rechtsstaatsmission (ESVP: Eu- 
ropäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik) im Kosovo, der viel- 
mehr von dem Zeitpunkt einer Statuslösung für das Kosovo abhängig 
ist. 
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5. Abgeordneter 

Alexander 

Ulrich 

(DIE LINKE.) 


Welcher Zeitpunkt ist für den Beginn dieser 
Mission geplant, und inwiefern ist der Zeit- 
punkt der Installation der ESVP-Mission 
abhängig von den Statusverhandlungen im 
Kosovo? 


Antwort des Staatssekretärs Reinhard Silherherg 
vom 13. November 2006 

Der Beginn der geplanten ESVP-Rechtsstaatsmission ist abhängig von 
dem Zeitpunkt einer Kosovo-Statuslösung und den darin zu entwi- 
ckelnden Bestimmungen zu den Übergangsmodalitäten und -fristen 
der bisherigen Mission der Vereinten Nationen für das Kosovo 
(UNMIK) für die - durch die Statuslösung zu regelnde - künftige 
internationale Präsenz. 


6. Abgeordneter 

Alexander 

Ulrich 

(DIE LINKE.) 


Welche finanziellen Mittel sind für die Pla- 
nung der europäischen Polizei-Mission (im 
Rahmen der ESVP) im Europahaushalt 2007 
vorgesehen, und wie viele deutsche Bundespo- 
lizeieinheiten sollen eingesetzt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Reinhard Silherherg 
vom 13. November 2006 

Der Haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften für 2007 wird 
gegenwärtig zwischen Rat und Europäischem Parlament verhandelt. 
Nach Einigung über den Haushalt 2007 voraussichtlich gegen Ende 
des Jahres wird die Europäische Kommission im Rahmen der GASP- 
Haushaltslinie (GASP: Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik) 
Mittel auch für die ESVP-Mission im Kosovo vormerken. Wegen zahl- 
reicher, noch offener Prägen (u. a. genauer Umfang, Beginn der Mis- 
sion) gibt es bisher nur Schätzwerte für die zu erwartenden Ausgaben 
für 2007, die von einem Gesamtbedarf von deutlich über 100 Mio. 
Euro ausgehen. 

Über den Umfang der deutschen Beteiligung an der geplanten Rechts- 
staatsmission der Europäischen Union im Kosovo mit Polizeivollzugs- 
beamtinnen und -beamten des Bundes und der Länder wird entschie- 
den, wenn die Zahl der internationalen Polizisten in dieser Mission 
feststeht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


7. Abgeordneter 

Volker 

Beck 

(Köln) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchem Umfang und aufgrund welcher 
Rechtsgrundlagen plant die Bundesregierung, 
die Gehälter ihrer Mitglieder, der Parlamenta- 
rischen Staatssekretäre und des Bundespräsi- 
denten zu erhöhen (vgl. Bild vom 8. November 
2006), und wie rechtfertigt sie die Gehaltserhö- 
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hung vor dem Hintergrund, dass Abgeordnete 
des Deutschen Bundestages bereits seit dem 
1. Januar 2003 auf die Erhöhung ihrer Abge- 
ordnetenentschädigung verzichtet haben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 15. November 2006 

Der von der Bundesregierung beschlossene Gesetzentwurf über Ein- 
malzahlungen für die Jahre 2005, 2006 und 2007 sieht die Übertra- 
gung der tariflich vereinbarten Einmalzahlungen für die Jahre 2005, 
2006 und 2007 auf die Empfängerinnen und Empfänger von Dienst-, 
Amts- und Anwärterbezügen des Bundes vor. Sie erhalten für den ge- 
nannten Zeitraum Einmalzahlungen in Höhe von jeweils 300 Euro im 
Jahr, aufgeteilt in drei Teilbeträge von 100 Euro für das Jahr 2005 
und von jeweils zwei Teilbeträgen von 150 Euro für die Jahre 2006 
und 2007. Der Gesetzentwurf entspricht - auch im Hinblick auf die 
Amtsträger - inhaltsgleich einer Gesetzesinitiative der Bundesregie- 
rung aus der vergangenen Eegislaturperiode, die nach der vorzeitigen 
Auflösung des Deutschen Bundestages nicht mehr verabschiedet wer- 
den konnte. 

Bei dieser jetzt nachgeholten Übertragung der tariflich vereinbarten 
Einmalzahlungen ist bei den Mitgliedern der Bundesregierung zu be- 
rücksichtigen, dass durch Artikel 1 des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 
vom 29. Juni 2006 (BGBl. I S. 1402) deren jährliche Sonderzahlung 
vollständig gestrichen wurde, was die Jahresbezüge der Bundeskanz- 
lerin um rund 9 500 Euro, einer Bundesministerin oder eines Bundes- 
ministers um rund 7 700 Euro und einer Parlamentarischen Staatssek- 
retärin oder eines Parlamentarischen Staatssekretärs um rund 5 900 
Euro vermindert. 


8. Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE EINKE.) 


Inwieweit bzw. bei wie vielen Personen mit 
Duldung sieht der Bundesminister des Innern, 
Dr. Wolfgang Schäuble, entsprechend den von 
der dpa am 6. November 2006 gemeldeten 
Eckpunkten für die Gewährung eines Bleibe- 
rechts, nämlich dem Vorliegen eines dauerhaf- 
ten Beschäftigungsverhältnisses, wegen des 
nachrangigen Zugangs von Personen mit Dul- 
dung zum Arbeitsmarkt nach § 39 Abs. 2 des 
Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) und des fakti- 
schen Arbeitsverbots infolge der Restriktionen 
nach § 39 Abs. 2 Satz 1 letzter Halbsatz 
AufenthG sowie des § 11 der Beschäftigungs- 
verfahrensverordnung (BeschVerV), als erfüll- 
bar an? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 14. November 2006 


Über die Erage einer Bleiberechtsregelung für seit Jahren im Bundes- 
gebiet geduldete ausreisepflichtige Personen und über die für ein Blei- 
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berecht erforderlichen Voraussetzungen werden derzeit innerhalb der 
Bundesregierung, der Koalition und mit den Ländern Gespräche ge- 
führt. Wie viele ausreisepflichtige Personen die noch zu vereinbaren- 
den Voraussetzungen erfüllen und somit von der zu erwartenden Blei- 
berechtsregelung begünstigt sein werden, kann nicht vorhergesagt 
werden. 


9. Abgeordnete An wie viele Personen mit Duldung bzw. wel- 

Sevim chen Personenkreis ist gedacht, wenn laut dem 

Dagdelen Bundesminister des Innern, Dr. Wolfgang 

(DIE LINKE.) Schäuble, entsprechend den von der dpa am 

6. November 2006 kolportierten Vorstellungen 
für eine Bleiberechtslösung, bei denen der Auf- 
enthalt von Personen mit Duldungen, die nicht 
unter die Bleiberechtsregelung fallen, „konse- 
quent beendet werden“ soll? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 14. November 2006 

Wie viele ausreisepflichtige Personen nicht unter die zu erwartende 
Bleiberechtsregelung fallen werden, weil sie die Voraussetzungen nicht 
erfüllen oder weil Ausschlussgründe vorliegen, kann nicht vorherge- 
sagt werden. 


10. Abgeordneter Wie viele Termine haben die Staatssekretäre 

Jürgen bzw. Staatsminister aller Bundesministerien in 

Koppelin diesem Jahr bis zum heutigen Tage bei Schulen 

(PDP) und Vereinen wahr genommen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 13. November 2006 

Über die bei Schulen und Vereinen wahrgenommenen Termine wur- 
den keine Listen geführt. Die erbetenen Daten ließen sich allenfalls 
verwaltungsaufwändig im Rahmen einer Abfrage bei den einzelnen 
Ressorts über die Terminkalender des genannten Personenkreises er- 
mitteln. Auch die Ressorts führen keine Listen über bestimmte Arten 
von Terminen. 

Da die Zahl der wahrgenommenen Termine keine Aussagen über die 
Qualität der Arbeit der Bundesregierung zulässt, und um den Verwal- 
tungsaufwand durch solche zusätzlichen Erhebungen so gering wie 
möglich zu halten, wird von einer Erhebung abgesehen. 


11. Abgeordneter 

Ingo 

Schmitt 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit beabsichtigt oder diskutiert die Bun- 
desregierung die konkrete Ausgestaltung der 
in Artikel 22 Abs. 1 des Grundgesetzes mani- 
festierten Hauptstadtklausel? 
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Antwort des Staatssekretärs Johann Hahlen 
vom 14. November 2006 

Die Bundesregierung ist sich ihrer Verantwortung für die Hauptstadt 
Berlin bewusst und wird sie auch in der Zukunft wahrnehmen. Die 
zwischen dem Land Berlin und der Bundesrepublik Deutschland ge- 
schlossenen so genannten Hauptstadtverträge (Hauptstadtfmanzie- 
rungsvertrag und Anschlussvertrag, Vertrag über die aus der Haupt- 
stadtfunktion Berlins abgeleitete Kulturfinanzierung und Folgeverträ- 
ge, Zusammenarbeitsvertrag zur Erfüllung der Funktion Berlins als 
Sitz des Deutschen Bundestages und der Bundesregierung) sowie die 
weiteren zum Ausgleich finanzieller Mehrbelastungen Berlins auf- 
grund seiner Hauptstadtfunktion bestehenden Regelungen bleiben 
durch Artikel 22 Abs. 1 des Grundgesetzes unberührt. Vor dem Hin- 
tergrund dieser erheblichen Leistungen überprüft die Bundesregie- 
rung einen weiteren konkreten Bedarf für ein Hauptstadtgesetz im 
Sinne des Artikels 22 Abs. 1 Satz 3 des Grundgesetzes. 


12. Abgeordneter Wie lauten der diesbezügliche Zeitplan sowie 

Ingo die wesentlichen Inhalte? 

Schmitt 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Johann Hahlen 
vom 14. November 2006 

Vergleiche Antwort auf Frage 1 1 . 


13. Abgeordneter 

Ingo 

Schmitt 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Welches Ressort ist hinsichtlich der Ausgestal- 
tung der Hauptstadtklausel nach Artikel 22 
Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes federführend 
zuständig? 


Antwort des Staatssekretärs Johann Hahlen 
vom 14. November 2006 

Die Federführung innerhalb der Bundesregierung richtet sich nach 
dem inhaltlichen Schwerpunkt. 


14. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE LINKE.) 


In welcher Weise bzw. in welchem Umfang 
förderte die Bundesregierung bisher den Be- 
reich Tanz im Behindertensport (eine der in- 
tegrativsten Sportarten der Welt, weil sie be- 
hinderten Menschen das gemeinsame Ausüben 
von rhythmischen Bewegungen nach Musik zu- 
sammen mit behinderten und nichtbehinderten 
Partnern ermöglicht)? 
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Antwort des Staatssekretärs Johann Hahlen 
vom 14. November 2006 

Das Bundesministerium des Innern fördert seit Jahren regelmäßig den 
Deutschen Behindertensportverband e. V. An den Zuwendungen par- 
tizipiert auch die Abteilung Tanzen. Im Jahr 2006 entfielen auf sie 
10 740 Euro, davon für internationale Veranstaltungen 2 640 Euro 
und für Eeistungslehrgänge 8 100 Euro. 


15. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE EINKE.) 


Welche Auswirkungen hat nach Auffassung 
der Bundesregierung die beabsichtigte Strei- 
chung der Eördermittel des Bundes und des 
Deutschen Behindertensportverbandes e. V. 
auf den Eeistungs- sowie Breitensport im Roll- 
stuhltanzsport, besonders auf die Teilnahme 
an internationalen Meisterschaften und die da- 
für erforderlichen Trainingsmöglichkeiten? 


Antwort des Staatssekretärs Johann Hahlen 
vom 14. November 2006 

In der Eortschreibung des Eeistungssportprogramms des Deutschen 
Behindertensportverbandes e. V. vom April 2006 ist bestimmt, dass 
nur Sportarten und Disziplinen gefördert werden, die dem paralympi- 
schen Programm angehören. Da der Bereich Tanzen hiervon nicht 
umfasst wird, werden künftige Aktivitäten durch Sponsorengeider, 
Spenden und Eigenmittel zu finanzieren sein. 


16. Abgeordneter 
Hans-Christian 
Ströbele 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Referentenentwürfe von Gesetzent- 
würfen haben die einzelnen Bundesministerien 
in der 16. Eegislaturperiode des Deutschen 
Bundestages jeweils entsprechend ihrer Ver- 
pflichtung gemäß § 24 der Gemeinsamen Ge- 
schäftsordnung der Bundesministerien - Be- 
sonderer Teil (GGO II) vor ministerieller Billi- 
gung und Kabinettsbefassung den beteiligten 
Eachkreisen und Verbänden einerseits sowie 
u. a. meiner Traktion andererseits übermittelt, 
wie dies dann gemäß § 27 Abs. 2 GGO II ver- 
bindlich geschehen müsste, und wird die Bun- 
desregierung künftig uneingeschränkt korrekt 
gemäß ihrer eigenen Geschäftsordnung verfah- 
ren und auch den Oppositionsfraktionen (wie 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) alle Referen- 
tenentwürfe gemäß § 27 Abs. 2 GGO II sofort 
zuleiten? 


Antwort des Staatssekretärs Johann Hahlen 
vom 14. November 2006 

Die Antwort erfolgt nach Maßgabe der GGO in der aktuellen Eas- 
sung vom 26. Juli 2000. 
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In der Bundesregierung werden die Daten zu Fachkreise- und Ver- 
bändebeteiligungen und zu den gemäß § 48 Abs. 2 GGO zu erfolgen- 
den Zuleitungen von Gesetzentwürfen an die Geschäftsstellen der 
Fraktionen nicht zentral erfasst. Die Zuleitungen an die Verbände er- 
folgen regelmäßig durch die für die Gesetzentwürfe zuständigen Fach- 
referate in den Ressorts. 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die einzelnen Ressorts ihren 
Verpflichtungen aus § 48 Abs. 2 GGO nachkommen. Es kann jedoch 
wegen der fehlenden zentralen Erfassung nicht gänzlich ausgeschlos- 
sen werden, dass die Fraktionen in einzelnen Fällen nicht angemessen 
beteiligt worden sind. 

Die Bundesregierung trägt dafür Sorge, dass § 48 Abs. 2 GGO beach- 
tet wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


17. Abgeordneter 

Hartfrid 

Wolff 

(Rems-Murr) 

(FDP) 


Welche Überlegungen gibt es bei der Bundes- 
regierung, der Stellung des Deutschen Roten 
Kreuzes als nationale Rotkreuz-Gesellschaft 
im Wege der Gesetzgebung Ausdruck zu ver- 
leihen, und inwieweit wären davon andere 
Hüfsorganisationen betroffen? 


Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries 
vom 14. November 2006 

Das Deutsche Rote Kreuz (DRK) ist in besonderer Weise in die Er- 
füllung der Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland aus dem 
humanitären Völkerrecht eingebunden. Die Aufgaben des DRK erge- 
ben sich unmittelbar aus den Genfer Abkommen von 1949, ihren Zu- 
satzprotokollen von 1977 und 2005 und den Beschlüssen der Interna- 
tionalen Rotkreuz- und Rothalbmondkonferenzen. 

Angesichts dieser besonderen Aufgaben des DRK im humanitären 
Bereich ist im Hinblick auf seine Anerkennung als Hilfsgesellschaft 
nach den Genfer Abkommen eine gesetzliche Regelung geboten. Das 
Bundesministerium der Justiz bereitet daher den Entwurf eines neuen 
Gesetzes über das Deutsche Rote Kreuz vor; das aus der NS-Zeit 
stammende Gesetz über das Deutsche Rote Kreuz vom 9. Dezember 
1937 (RGBl. 1937 I S. 1330) soll aufgehoben werden. Die Überlegun- 
gen der Bundesregierung hierzu sind noch nicht abgeschlossen. 

Neben anderen öffentlichen und privaten Organisationen nimmt das 
DRK eine Reihe weiterer Aufgaben wahr. Es ist nicht beabsichtigt, 
dass das neue Gesetz Regelungen hierüber trifft. Andere Hilfsorgani- 
sationen wären daher von diesem Gesetz nicht betroffen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


18. Abgeordnete 

Christine 

Scheel 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung 
von Dr. Alfred Boss, Mitglied im Arbeitskreis 
„Steuerschätzung“, dass die bei der Steuer- 
schätzung verwendete Berechnungsbasis für 
das Unternehmensteueraufkommen ungeeig- 
net sei, was dazu führte, dass das Niveau der 
Unternehmensteuern völlig falsch eingeschätzt 
worden sei (Handelsblatt vom 6. November 
2006, Seite 3), und plant die Bundesregierung 
im Bereich der Unternehmensstatistik Maß- 
nahmen, um die Schätzung des Unternehmen- 
steueraufkommens auf eine realistische Basis 
zu stellen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 15. November 2006 

Das kassenmäßige Aufkommen der gewinnabhängigen Steuerarten 
Körperschaftsteuer, veranlagte Einkommensteuer und Gewerbesteuer 
wird bestimmt durch die Entwicklung der Unternehmensgewinne, die 
Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen und Veränderungen in 
der Struktur des Aufkommens, das sich aus Vorauszahlungen, Nach- 
zahlungen und Erstattungen zusammensetzt. Bezüglich der Struktur 
des Aufkommens der Körperschaftsteuer und der veranlagten Ein- 
kommensteuer liegen seit diesem Jahr erstmals Daten für alle Bundes- 
länder vor. Auch hinsichtlich der statistischen Daten über die Bemes- 
sungsgrundlage dieser Steuern werden durch die vorgesehene Einfüh- 
rung jährlicher Geschäftsstatistiken in nächster Zeit erhebliche Ver- 
besserungen erreicht. Verbesserungen der Statistik können jedoch das 
Problem der Eortschreibung der Gewinnentwicklung, die durch eine 
besonders starke Volatilität geprägt ist, nicht lösen. Der Arbeitskreis 
„Steuerschätzung“ zieht bei der Schätzung der gewinnabhängigen 
Steuern die Projektion der Bundesregierung zu den Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen in der Abgrenzung der Volkswirtschaftli- 
chen Gesamtrechnungen als groben Indikator für die Entwicklung der 
Unternehmensgewinne heran. 


19. Abgeordnete 

Christine 

Scheel 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Plant die Bundesregierung eine Anpassung der 
geschätzten Steuerausfälle bei der geplanten 
Unternehmensteuerreform an das jetzt in der 
Steuerschätzung ermittelte deutlich höhere 
Niveau der Unternehmensteuern, wie von 
Dr. Alfred Boss angeregt (Handelsblatt vom 
6. November 2006, Seite 3), und welche 
Steuerausfälle erwartet die Bundesregierung, 
wenn diese realistischeren Annahmen der ge- 
planten Unternehmensteuerreform zugrunde 
gelegt werden würden? 



Drucksache 16/3441 


- 10 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 15. November 2006 

Die Bundesregierung wird mit dem Gesetzentwurf ein Finanztableau 
nach aktuellem Stand vorlegen. 


20. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Troost 

(DIE LINKE.) 


Was ist der Inhalt des Vorschlages der EU- 
Kommission im Sparkassen-Namensstreit, 
über den die „Handelsblatt-FINANZZEI- 
TUNG“ am 7. November 2006 berichtet, und, 
falls eine entsprechende Passage des o. a. 
Berichts zutrifft, welches sind die genauen 
Voraussetzungen, unter denen der § 40 des 
Kreditwesengesetzes (KWG) unverändert 
bleiben soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 14. November 2006 

Ungeachtet ihrer unterschiedlichen Rechtspositionen im Grundsatz 
führen die Bundesregierung und die EU-Kommission derzeit Gesprä- 
che zur Auslotung einer einvernehmlichen Beilegung des laufenden 
Vertragsverletzungsverfahrens zu § 40 KWG sowie des Beihilfeverfah- 
rens Bankgesellschaft Berlin. Anders als die Bundesregierung sieht die 
EU-Kommission in der Vorschrift des § 40 KWG eine unverhältnis- 
mäßige Beschränkung bestimmter Grundfreiheiten nach dem EG-Ver- 
trag, namentlich der Niederlassungsfreiheit und der Kapitalverkehrs- 
freiheit. Die Bundesregierung hat diese Auffassung in ihrer Antwort 
vom 2. Oktober 2006 auf die mit Gründen versehene Stellungnahme 
der EU-Kommission vom 28. Juni 2006 zurückgewiesen. Was die Gel- 
tung des Gemeinschaftsrechts angeht, so sieht die Bundesregierung in 
dem Beihilfeverfahren Bankgesellschaft Berlin einen Sonderfall, wel- 
cher eine auf die Gegebenheiten bei der Berliner Sparkasse zuge- 
schnittene Sonderlösung nahe legt. Wie eine solche Sonderlösung im 
Einklang mit der angestrebten Beilegung der Streitigkeiten zu § 40 
KWG ausgestaltet werden könnte, ist Gegenstand derzeit laufender 
Gespräche mit der EU-Kommission. Die Gespräche sind noch nicht 
so weit fortgeschritten, dass über Einzelheiten bereits berichtet werden 
könnte. 


21. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Troost 

(DIE LINKE.) 


Sieht die Bundesregierung irgendwelche recht- 
lichen Umsetzungsprobleme bei dem Vor- 
schlag, über den im o. a. Artikel berichtet wird 
und demzufolge allein auf Grundlage eines 
Verwaltunsschreibens des Bundesministeriums 
der Finanzen - entgegen der heutigen Rechts- 
praxis und ohne Änderung des § 40 KWG - 
privatisierte Sparkassen diese Bezeichnung 
weiterführen dürfen, und wie beurteilt die Bun- 
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
dies? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 14. November 2006 

Voraussetzung für eine akzeptable Lösung zur Beilegung der Streitig- 
keiten im Vertragsverletzungsverfahren zu § 40 KWG und im Beihilfe- 
verfahren Bankgesellschaft Berlin ist, dass deren Umsetzung keine 
rechtlichen Hindernisse aufwirft. Dieser Gesichtspunkt ist für die Bun- 
desregierung wie für die EU-Kommission gleichermaßen wichtig. 
Etwaige Eösungsmöglichkeiten werden unter Berücksichtigung der 
rechtlichen Eolgewirkungen derzeit geprüft. Die Untersuchungen sind 
noch nicht abgeschlossen. 


des Bundesministeriums für Wirtschaft 


Geschäftsbereich 
und Technoiogie 


22. Abgeordneter 

Ulrich 

Kelber 

(SPD) 


Welche wesentlichen 
letzten sechs Jahren 
Preise für Strom und 
identifizieren? 


Ursachen für den in den 
erheblichen Anstieg der 
Gas lassen sich im Detaü 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Joachim Wuermeling 
vom 10. November 2006 

Wichtige Ursachen für die Preisentwicklung bei Strom und Gas sind 
die gestiegenen Preise für Energierohstoffe, die auch in Europa zuneh- 
mende Stromnachfrage sowie die Wettbewerbsbedingungen für die 
Durchsetzung höherer Strom- und Gaspreise. 

Der Strompreis wird durch viele Eaktoren determiniert, deren Einzel- 
wirkungen auf den Strompreis sich nicht stets exakt ermitteln lassen. 
Ursachen für die Strompreiserhöhungen für die Endverbraucher dürf- 
ten gestiegene Energieträgerpreise insbesondere bei der Importstein- 
kohle und beim Erdgas sowie gestiegene Strombezugspreise der Eiefe- 
ranten der Endverbraucher sein. Die Stromeinstandspreise dieser Eie- 
feranten orientieren sich - auch im bilateralen Geschäft (OTC-Han- 
del) - im Wesentlichen an der Entwicklung der Strompreise an der 
Eeipziger Strombörse EEX. 

Weiterhin dürften auch staatliche Belastungen zur Strom- und Gas- 
preiserhöhung beigetragen haben. 

Dies betrifft im Strombereich die Erhöhung der Stromsteuer sowie die 
Belastungen aus dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und aus dem 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz. Die Stromsteuer wurde allerdings am 
1. Januar 2003 zuletzt erhöht und trägt somit zu danach erfolgenden 
Preiserhöhungen nicht bei. Mit Blick auf die Einpreisung von Emis- 
sionszertifikaten wird auf die Antwort auf Erage 24 verwiesen. 

Schließlich sind auch erhebliche Gewinnsteigerungen der stromprodu- 
zierenden Energieversorgungsunternehmen feststellbar, denn die 
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Strompreise sind in einem weit stärkeren Ausmaß gestiegen, als dies 
mit steigenden Stromerzeugungskosten erklärt werden kann. 

Wesentliche Ursache für die Gaspreiserhöhungen sind gestiegene 
Grenzübergangspreise sowie Steueränderungen. 

Der Grenzübergangspreis (= Importpreis) für Erdgas hat sich seit Ja- 
nuar 2000 von 2 264 Euro/TJ auf 5 591 Euro/TJ im Januar 2006 er- 
höht. Der Grenzübergangspreis geht mit ca. 35 Prozent in den Preis 
für Haushaltskunden und Kleingewerbetreibende ein. 


23. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 

Ulrich geben, welche Einflüsse auf staatlich veranlass- 

Kelber te Preisbestandteüe wie Umlagen und Steuern 

(SPD) entfallen, und in welchem Umfang kann die 

Preisentwicklung bei Strom und Gas der letz- 
ten Jahre durch höhere Bezugskosten für 
Brennstoffe sowie andere Betriebskosten ge- 
rechtfertigt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Joachim Wuermeling 
vom 10. November 2006 

Im Statusbericht für den Energiegipfel am 3. Aprü 2006 „Energiever- 
sorgung für Deutschland“ ist beispielhaft die Entwicklung der Belas- 
tungen des Strompreises für einen durchschnittlichen Drei-Personen- 
Haushalt mit einem Jahresverbrauch von 3 500 kWh aufgeführt. An 
den Stromkostensteigerungen für private Haushalte hatten zwischen 
2000 und 2006 Produktion, Transport und Vertrieb einen Anteü von 
rund 60 Prozent. 

Der Regelsteuersatz der Stromsteuer wurde ausgehend von 2 Pf/kWh 
(1,0223 Cent/kWh) im Jahr 1999 auf 2,05 Cent/kWh ab 1. Januar 
2003 erhöht. Die Belastung des o.g. Haushaltes aus dem Stromein- 
speisungsgesetz bzw. EEG hat sich von 0,08 Cent/kWh im Jahr 1998 
auf 0,69 Cent/kWh im Jahr 2006 erhöht. Die Belastungen aus dem 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz sind seit dessen Einführung im Jahr 
2000 von 0,13 Cent/kWh auf 0,34 Cent/kWh gestiegen. 

Die vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAEA) er- 
mittelten Einfuhrpreise für Kraftwerkskohle haben sich von 2000 mit 
42,1 Euro je t SKE auf 61,7 Euro je t SKE in 2006 (Hochrechnung 
auf Basis von neun Monatswerten) um 47 Prozent erhöht. Mit Blick 
auf die Gaspreisentwicklung wird auf die Antwort auf Präge 22 ver- 
wiesen. 

Mit der Erhöhung der Mineralölsteuer auf Erdgas als Heizstoff zum 
1. Januar 2003 stieg der Steuersatz von rund 0,35 Cent/kWh auf 0,55 
Cent/kWh; seitdem gibt es keine weiteren Steuererhöhungen. Die 
durchschnittliche Steuer- und Abgabenlast für einen Haushaltskunden 
(Verbrauch: 23 260 kWh/a) belief sich bei Gas im Januar 1998 auf ca. 
18 Prozent und in 2006 auf ca. 23 Prozent (Quelle: Eurostat). 

Die durchschnittliche Steuer- und Abgabenlast für kleine Gewerbe- 
kunden (11,63 GWh/a bei 1 600 Benutzungsstunden) ist von ca. 
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20 Prozent in 1998 auf rund 22 Prozent in 2006 angestiegen (Quelle: 
Eurostat). 

Im Übrigen wird auf die Antwort auf Frage 22 verwiesen. 


24. Abgeordneter Welchen Anteil am Strompreisanstieg der letz- 

Ulrich ten Jahre hat die so genannte Einpreisung der 

Kelber kostenlos zugeteilten Zertifikate für C02-Emis- 

(SPD) sionen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Joachim Wuermeling 
vom 10. November 2006 

Preise bilden sich im Wettbewerb auf der Basis der Kosten des Grenz- 
anbieters, d. h. im Strommarkt auf der Basis des Grenzkraftwerks. Zu 
den Kosten des Grenzkraftwerks zählt auch der aktuelle C02-Zertifi- 
katepreis: als „echte Kosten“, falls C02-Zertifikate für die zusätzliche 
Stromproduktion hinzugekauft werden müssen, oder als „Opportuni- 
tätskosten“, falls der Kraftwerksbetreiber bereits Zertifikate besitzt, 
die er alternativ verkaufen könnte. Insofern findet sich neben dem 
Brennstoffpreis auch der C02-Preis im Strompreis wieder. 

Nach dem Start des C02-Emissionshandels am 1. Januar 2005 war zu 
beobachten, dass die Stromhandelspreise auf dem Spotmarkt der 
Strombörse EEX und die C02-Preise miteinander korreliert waren. 
Von anderer Seite durchgeführte Korrelationsanalysen kommen zu 
dem Schluss, dass ein Anstieg des Preises für 1 Tonne CO 2 um 1 Euro 
durchschnittlich zu einem Anstieg des Preises für 1 MWh Strom um 
ca. 50 Cent führt (z. B. „Korrelation zwischen Strompreisen und CO 2 - 
Zertifikatepreisen“ in: Energiewirtschaftliche Tagesfragen (2005), 
S. 574 ff). 

Im Übrigen wird auf die Antwort auf Frage 22 verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


25. Abgeordnete 

Diana 

Golze 

(DIE FINKE.) 


Aus welchen Gründen und mit Bezug auf wel- 
che Verbraucherpreisentwicklungen hat das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ), wie aus Me- 
dienberichten hervorgeht, im Rahmen der Er- 
stellung des Existenzminimumberichts für eine 
Erhöhung des Existenzminimums für Kinder 
plädiert? 
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Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 14. November 2006 

Der Sechste Existenzminimumbericht wurde im Einvernehmen mit al- 
len Ressorts erstellt und dem Deutschen Bundestag vorgelegt. Ein Er- 
läuterungs- und Diskussionsbedarf während der Erstellung innerhalb 
der Bundesregierung ist mit der Vorlage des gemeinsamen Berichtes 
als erledigt zu betrachten. 

Der Bericht kommt zu dem Ergebnis, dass sich für das Berichtsjahr 
2008 kein Bedarf ergibt, die Steuerfreibeträge für das Existenzmini- 
mum von Erwachsenen und Kindern zu erhöhen. Jedoch ist nach der- 
zeitigem Stand mit einer Anpassung des Kinderfreibetrages ab 2009 
zu rechnen. In welchem Umfang eine Erhöhung erforderlich wird, ist 
rechtzeitig im vierten Quartal 2007 anhand aktualisierter Werte abzu- 
schätzen. Dies war Gegenstand der Abstimmung zwischen dem Bun- 
desministerium der Einanzen und dem Bundesministerium für Eami- 
lie, Senioren, Erauen und Jugend. 


26. Abgeordnete 

Diana 

Golze 

(DIE EINKE.) 


Um wie viel Euro hätte das Existenzminimum 
für Kinder aus Sicht des BMESEJ angehoben 
werden sollen? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 14. November 2006 

Zur Beantwortung der Erage verweise ich auf meine Antwort auf 
Erage 25. 


27. Abgeordnete 

Diana 

Golze 

(DIE EINKE.) 


Aus welchen Gründen wurde im Rahmen des 
Existenzminimumberichts auf eine Neufest- 
setzung des Existenzminimums für Kinder ver- 
zichtet, obwohl statistische Erhebungen einen 
erheblichen Anstieg der kindbezogenen Ausga- 
ben ausweisen? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 14. November 2006 

Nach den verfassungsrechtlichen Vorgaben ist der sozialhilferechtli- 
che Mindestbedarf die Maßgröße für das steuerfrei zu stellende sächli- 
che Existenzminimum eines Kindes. Nähere Erläuterungen zur Be- 
rechnungsmethode gibt der Sechste Existenzminimumbericht. 

Die Ermittlung von Konsumausgaben für Kinder, die das Statistische 
Bundesamt jeweils nach der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
für die Jahre 1998 und 2003 vorgenommen hat, verfolgt einen ande- 
ren Zweck und beruht daher auch auf einer anderen Methodik als der 
Existenzminimumbericht. Die vom Statistischen Bundesamt ermittel- 
ten Ausgaben (vgl. dazu die Antwort der Bundesregierung auf Erage 2 
in Bundestagsdrucksache 16/2213) spiegeln demzufolge auch nicht die 
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Berechnung des steuerfrei zu stellenden Existenzminimums zu typi- 
sierenden Mindestbeträge für ein Kind wider. 

Die Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes für die Jahre 1998 und 
2003 geben darüber hinaus keinerlei Anhaltspunkte für die Höhe des 
steuerfrei zu stellenden Existenzminimums eines Kindes im Jahr 2008. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


28. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich die Anzahl der Anträge auf Reha- 
bilitation bei der GKV seit Einführung der 
Eormulare 60 und 61 entwickelt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 13. November 2006 

Das Bundesministerium für Gesundheit hat keine Daten über die An- 
zahl von Rehabilitationsanträgen bei Krankenkassen. Soweit Kran- 
kenkassen entsprechende Statistiken führen sollten, sind diese der 
Bundesregierung nicht zugänglich. Insoweit können auch keine Anga- 
ben zum Antragsgeschehen nach Einführung der Eormulare 60 und 
6 1 gemacht werden. 


29. Abgeordneter Welche Möglichkeiten zur Verkürzung zeitli- 

Hans-Joachim eher Abläufe gibt es? 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 13. November 2006 

Das Bundesministerium für Gesundheit erstellt weder „Eaufzeitstatis- 
tiken“ noch hat es Kenntnis über konkrete Verfahrensabläufe bei der 
Antragsbearbeitung von Rehabilitationsmaßnahmen durch Kranken- 
kassen. Darüber hinaus gilt allgemein, dass die „Eaufzeiten“ von An- 
trägen über Rehabilitationsmaßnahmen sehr unterschiedlich sind, weil 
sie von einer Vielzahl unterschiedlicher Faktoren abhängen. Dies be- 
trifft insbesondere 

- die Qualität des Antrages und die Qualifikation der verordnenden 
Ärztin bzw. des verordnenden Arztes, 

- die Qualifikation der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters der jewei- 
ligen Krankenkasse, 
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- die Frage, ob bzw. in welcher Form eine Begutachtung durch den 
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) erforder- 
lich ist (nach Aktenlage oder nach persönlicher Untersuchung), 

- die Organisation des Widerspruchsverfahrens. 

Um die zeitlichen Abläufe im Antragsgeschehen zu verkürzen, gilt es, 
die Qualität in der Antragstellung sowie in der nachfolgenden An- 
tragsbearbeitung zu erhöhen, die Begutachtung durch den Medizini- 
schen Dienst der Krankenversicherung auf das tatsächlich Notwen- 
dige zu beschränken sowie die Widerspruchsbearbeitung zu straffen. 

Die Rehabüitations-Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses 
sehen in diesem Zusammenhang u. a. vor, dass Rehabilitationsmaß- 
nahmen ab dem 1. April 2007 nur noch von Vertragsärzten verordnet 
werden dürfen, die über eine der in diesen Richtlinien aufgeführten 
Zusatzqualifikationen verfügen. Zudem ist in dem Gesetzentwurf zum 
GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz (GKV-WSG) vorgesehen, dass die 
Notwendigkeit von medizinischen Vorsorge- und Rehabilitationsmaß- 
nahmen vom MDK nicht mehr wie bisher generell, sondern nur noch 
durch Stichproben überprüft wird. Beide Regelungen sind geeignet, 
die zeitlichen Abläufe bei der Beantragung medizinischer Rehabilita- 
tionsmaßnahmen zu verkürzen. 


30. Abgeordneter 

Kurt J. 
Rossmanith 

(CDU/CSU) 


Welche Veränderungen werden sich durch die 
vorgesehene Gesundheitsreform für den Be- 
reich Kurwesen und somit für die Kurorte er- 
geben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 13. November 2006 

Durch die im Gesetzentwurf zum GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz 
(GKV-WSG) vorgesehenen Änderungen im Bereich der Vorsorge 
und der Rehabilitation wird dieser wichtige Leistungsbereich weiter 
gestärkt und der Ausbau des bestehenden Angebots - insbesondere 
an geriatrischen Rehabilitationsmaßnahmen - gefördert. So werden 
beispielsweise geriatrische Rehabilitationsleistungen sowie Mutter-/ 
Vater-Kind-Kuren von Ermessensleistungen in Pflichtleistungen der 
Krankenkassen überführt. 

Darüber hinaus können Versicherte künftig nicht nur Vertragseinrich- 
tungen der Krankenkassen in Anspruch nehmen, sie können auch 
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen auswählen, die entspre- 
chend zertifiziert sind. Mehrkosten sind nur dann zu tragen, wenn die 
Kosten hierfür über die von Vertragseinrichtungen der Krankenkas- 
sen hinausgehen. 

Es ist davon auszugehen, dass von den oben genannten Maßnahmen 
nicht nur die Versicherten, sondern auch die entsprechenden Leis- 
tungserbringer im Bereich des Kurwesens profitieren werden. Welche 
unmittelbaren Auswirkungen sich dadurch für einzelne Kurorte erge- 
ben, kann von der Bundesregierung jedoch nicht beurteilt werden. 
Dies hängt vielmehr von weiteren Faktoren wie beispielsweise den 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-17- 


Drucksache 16/3441 


jeweiligen örtlichen Gegebenheiten, dem therapeutischen Angebot 
oder dem Verhalten der Versicherten ab. 


31. Abgeordneter 

Kurt J. 
Rossmanith 

(CDU/CSU) 


Weshalb wird in § 137d des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch auf eine einrichtungsüber- 
greifende Qualitätssicherung im Kurwesen ver- 
zichtet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 13. November 2006 

Es ist auch aus der Sicht der Bundesregierung notwendig, bestehende 
Regelungen zur Qualitätssicherung zu entbürokratisieren und auf das 
Wesentliche zu konzentrieren. Dabei sind auch Aufgaben und Funk- 
tionen der unterschiedlichen für Qualitätssicherung zuständigen Insti- 
tutionen auf dem Prüfstand zu konzentrieren. Vor diesem Hinter- 
grund war zu prüfen, ob die bestehende gesetzliche Verpflichtung 
nach § 137d Abs. 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) 
verzichtbar ist, nach der für ambulante Vorsorgeleistungen Maßnah- 
men der einrichtungsübergreifenden Qualitätssicherung zu vereinba- 
ren sind. 

Bisher konnten sich die Vereinbarungspartner nicht auf eine Umset- 
zung der in Rede stehenden gesetzlichen Vorgabe verständigen. So 
wird als Grund hierfür genannt, dass eine Vielzahl der ambulanten 
Vorsorgeleistungen kurortspezifisch und nicht flächendeckend ange- 
boten wird. Hinzu kommt, dass in diesem Bereich die Struktur der 
Leistungserbringer besonders heterogen ist. Eine einrichtungsüber- 
greifende, vergleichende Qualitätssicherung, die mit einer regelhaften 
Dokumentation verbunden ist, wurde deshalb weder als angemessen 
noch als praktikabel bewertet. So erscheint es sinnvoller und auf- 
wandsgerechter, die Qualität in der ambulanten Vorsorge primär über 
Maßnahmen des einrichtungsinternen Qualitätsmanagements zu si- 
chern, wie es ebenfalls gesetzlich gefordert ist. Aus diesem Grunde 
sieht der Entwurf des GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetzes nach 
§ 137d Abs. 3 SGB V vor, dass für die ambulante Vorsorge die Ver- 
pflichtung der Vertragspartner aufgehoben wird, Anforderungen für 
die einrichtungsübergreifende Qualitätssicherung festzulegen. Für die 
ambulanten Rehabilitationsleitungen wird, wie auch für stationäre 
Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen, an der Verpflichtung zu 
einer einrichtungsübergreifenden Qualitätssicherung festgehalten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


32. Abgeordneter 

Dr. Anton 
Hofreiter 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Gibt es Verkehrsprojekte in Bayern, die nach 
dem Infrastrukturplanungsbeschleunigungs- 
gesetz durch die Verkürzung des Rechtsweges 
auf eine Instanz beim Bundesverwaltungsge- 
richt beschleunigt werden sollen, aber nicht Be- 
standteil des Investitionsrahmenplans (IRP) 
von 2006 bis 2010 für die Verkehrsinfrastruk- 
tur des Bundes sind, und wenn ja, warum? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 15. November 2006 

Ja. Nur einige Abschnitte des Projekts Nr. 6 Hösbach-Erlangen auf 
der Autobahn 3 sowie des Projekts Nr. 34 Malching-Pocking auf der 
Autobahn 94 sind im Entwurf des Investitionsrahmenplans enthalten. 
Die übrigen Abschnitte konnten im Wesentlichen aufgrund der noch 
frühen Planungsstände nicht in diesen Entwurf aufgenommen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


33. Abgeordnete 

Cornelia 

Hirsch 

(DIE EINKE.) 


Wie bewertet die Bundesregierung den von 
verschiedener Seite öffentlich geäußerten Vor- 
schlag zur Einrichtung einer Hochschule des 
Bundes ähnlich der ETH Zürich in der 
Schweiz, und gibt es in der Bundesregierung 
dazu bereits nähere Überlegungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm 
vom 15. November 2006 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, eine für die Einrichtung oder 
Übernahme einer Hochschule in Bundesträgerschaft notwendige Ver- 
fassungsreform z. B. nach dem Vorbild der Schweiz vorzuschlagen. 


Berlin, den 17. November 2006 
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